
Seit Jahren hat sich der Bundes-
verband Deutscher Stiftungen 
für diese dringend notwendige 
Reform eingesetzt und schafft 
jetzt mit der Reform längst 
überfällige Erleichterungen des 
derzeit geltenden, dezentralen 
Stiftungsrechts. Das neue bun-
deseinheitliche Stiftungsrecht 
löst das zersplitterte Landes-
stiftungsrecht ab. Das bedeutet: 
mehr Rechtssicherheit für al-
le Stiftungen. Die wesentlichen 
stiftungsrechtlichen Grundsätze 
wie die Bedeutung des Stifter-
willens für Auslegung oder Än-
derung der Stiftungssatzung, die 
Pflicht zur Vermögenserhaltung 
oder die Zweckgerichtetheit der 
Stiftungstätigkeit bleiben jedoch 
unverändert.
Bestehende Stiftungen sollten 
sich bereits jetzt mit den ge-
planten Änderungen auseinan-
dersetzen. Stiftungen verfügen 
in der Regel über umfangreiche 
Satzungen, die mit dem Inkraft-
treten der Reform fertig ange-
passt sein müssen. Daher lohnt 
sich bereits jetzt ein Blick in die 
eigene Satzung, um die vorge-
sehenen Neuerungen für sich 
abzuwägen, deren Bedeutung für 
die Stiftung gegebenenfalls mit 
einem Berater zu besprechen 
und die eigene Satzung entspre-
chend zu modernisieren.
Die Stiftungsrechtsreform soll 
vor allem die bisher auf Län-
derebene geregelten Teile des 
Stiftungszivilrechts in das Bür-
gerliche Gesetzbuch überfüh-
ren und es so auf Bundesebene 
vereinheitlichen. Dabei ergeben 
sich allem voran aus der Tatsa-
che, dass die Regelungen in den 
einzelnen Ländern zwar ähnlich, 
aber nicht gleich sind, in wich-

Das Stiftungsrecht soll umfassend reformiert werden. Einen entsprechenden Gesetzesentwurf zur bundesweiten „Verein-
heitlichung des Stiftungsrechts“ hat der Bundestag nun beschlossen. Zum 1. Juli 2023 soll das Gesetz in Kraft treten. Mit 
der Reform ändern sich für viele Stiftungen wesentliche Punkte, die auch in den jeweiligen Satzungen berücksichtigt wer-
den müssen. Welche das sind, erklärt Dr. Michael Kaufmann, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater und Partner der Münstera-
ner Kanzlei HLB Schumacher, für Wirtschaft aktuell.

Reform: Stiftungsrecht 
wird bundesweit vereinheitlicht
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tigen Bereichen weitreichende 
Veränderungen, beispielsweise 
bei einer möglichen Satzungs-
änderung oder den Anforderun-
gen an Verbrauchsstiftungen. Oft 
sieht das jeweilige Landesrecht 
noch bei bestimmten Punkten 
einen Handlungsspielraum vor, 
der im neu definierten Bundes-
recht in dieser Form nicht mehr 
existieren wird. Insgesamt soll 
die Vereinheitlichung die Hand-
habung des Stiftungsrechts für 
alle Beteiligten vereinfachen. Da-
von besonders betroffen sind die 
Bereiche Änderungen der Stif-
tungssatzung, Verwaltung und 
Erhalt des Stiftungsvermögens,  
Aufhebung und Zusammenle-
gung von Stiftungen und Rege-
lungen über die Stiftungsorgane.
Eine besonders wichtige Ände-
rung stellt das Stiftungsregister 
dar, das bisher in der geplanten 

Form in den Ländern noch nicht 
existiert: Künftig sollen Stif-
tungen – ähnlich wie Vereine im 
Vereinsregister – bundeseinheit-
lich erfasst werden. Jeglicher 
Rechtsverkehr soll dann auf Ba-
sis der Eintragungen in diesem 
Register erfolgen. Die bisherige 
Praxis der Vertretungsbeschei-
nigungen wird dann überflüssig. 
Dafür ist jedoch eine Übergangs-
frist bis Ende 2026 vorgesehen.
Grundsätzlich will die Gesetzes-
reform die Rechtsform und da-
mit den Zweck einer Stiftung 
nicht ändern. Insbesondere am 
Grundsatz der sogenannten „ge-
meinwohlkonformen Allzweck-
stiftung“ soll weiterhin festge-
halten werden. Stiftungen kön-
nen also auch weiterhin zu jedem 
rechtmäßigen Zweck errichtet 
werden. Damit sind auch privat-
nützige wie Familienstiftungen 

weiterhin zulässig, deren Zweck 
auf die Versorgung der Mitglie-
der einer Familie oder gar nur 
des Stifters selbst ausgerichtet 
ist.
Bis zum Inkrafttreten der Än-
derungen ist es noch eine ver-
gleichsweise lange Zeit, doch 
wenn in der Zeit bis zum Sommer 
2023 eine neue Stiftung gegrün-
det wird, sollte insbesondere 
bei der Satzungsgestaltung das 
neue Recht bereits berücksich-
tigt werden. Neu sind beispiels-
weise auch, dass der Verwal-
tungssitz der Stiftung zwingend 
im Inland liegen muss und dass 
das Stiftungsgeschäft die Wid-
mung von Vermögen vorsehen 
muss, das der Stiftung zu ihrer 
eigenen Verfügung zu überlas-
sen ist. Damit ist künftig eine 
Dauertestamentsvollstreckung 
über das Vermögen einer Stif-

tung von Todes wegen unzuläs-
sig. Das war bislang umstritten.
Bislang fehlte auch eine verbind-
liche Aussage darüber, wie sich 
die Neuregelungen auf beste-
hende Stiftungen und deren Sat-
zung auswirken. Es ist zumindest 
nicht ganz auszuschließen, dass 
Satzungen, die nicht (mehr) mit 
dem neuen Bundesrecht verein-
bar sind, nichtig werden könnten. 
Vorsorglich sollte daher auch bei 
Bestandsstiftungen eine Anpas-
sung an die neuen gesetzlichen 
Regelungen erwogen werden, 
sofern sich nicht noch eine Lö-
sung abzeichnet.

Verwaltungssitz muss 
zwingend im Inland liegen

A
U
TO
R Dr. Michael 

Kaufmann
Wirtschaftsprüfer, 

Steuerberater, 
Partner HLB 
Schumacher

Am Hafen 2
26903 Surwold

Tel. 04965 9188-0
www.husen.com

Für jeden Zweck die 
richtige Halle.
Systemhallen zum günstigen Festpreis.

Stahlhallen-Konfigurator  
unter www.husen.com

DER PODCAST

Spannende Geschichten von interessanten 
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dem Wirtschaft aktuell-Podcast aufs Ohr.


